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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im März 2015 befasste sich der Ständerat mit der Volksinitiative "Für Ehe und Familie -
gegen die Heiratsstrafe". Die vorberatende Kommission für Wirtschaft und Abgaben
(WAK-SR) beantragte nach dem Stichentscheid ihres Kommissionspräsidenten Zanetti
(sp, SO), der Volksinitiative den direkten Gegenentwurf des Nationalrates
gegenüberzustellen und vertrat damit die Ansicht des Nationalrats, dass eine Annahme
der Volksinitiative zu neuen Problemen führen würde, indem einerseits ein Wechsel zur
Individualbesteuerung verhindert und andererseits die Möglichkeit der Eheschliessung
für gleichgeschlechtliche Partner ausgeschlossen würde. Der Ständerat folgte dem
Vorschlag der Kommissionsmehrheit mit 24 zu 19 Stimmen bei 1 Enthaltung, womit das
Geschäft bereit war für die Schlussabstimmung. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.03.2015
DAVID ZUMBACH

Im Dezember 2015 befasste sich der Ständerat erstmals mit dem Bundesgesetz über die
Unternehmenssteuerreform III (USR III), das der Bundesrat im Juni präsentiert hatte
und mit dem er den Unternehmensstandort Schweiz zu stärken beabsichtigte. Der
Vorschlag des Bundesrats verfolgte zwei Stossrichtungen: Zum einen sollten die
international nicht mehr akzeptierten Steuerermässigungen von Holding-, Domizil- und
gemischten Gesellschaften abgeschafft werden, zum andern plante der Bundesrat, die
Kantone bei der Senkung der Gewinnsteuersätze, die formell kein Bestandteil der USR
III waren, finanziell zu unterstützen. Die Stossrichtungen der Vorlage waren in ihren
Grundzügen in der kleinen Kammer unbestritten. In den Detailfragen beschlossen die
Ständerätinnen und Ständeräte indes einige Differenzen zum Bundesrat. Mit 26 zu 19
Stimmen folgten sie dem Antrag der vorberatenden Wirtschaftskommission (WAK-SR),
die sich mit 7 zu 4 Stimmen für die Beibehaltung der Emissionsabgaben auf Eigenkapital
ausgesprochen hatte. Dies sei kein zentraler Punkt der Reform. Zudem liessen sich so
jährlich rund CHF 230 Mio. sparen, argumentierte Ständerat Zanetti (sp, SO) im Namen
der Kommissionsmehrheit. Eine Minderheit Keller-Sutter (fdp, SG) hatte für den
Vorschlag des Bundesrats Partei ergriffen – erfolglos. Auch bei der Frage, wie hoch
Dividenden künftig besteuert werden sollten, schuf der Ständerat eine Differenz zur
Regierung. Der Antrag der WAK-SR, dem Vorschlag des Bundesrates zu folgen und die
Teilbesteuerung von Dividenden auf 70% zu vereinheitlichen, scheiterte mit 19 zu 26
Stimmen an einem Minderheitsantrag Schmid (fdp, GR), der den Kantonen in dieser
Frage weiterhin die Federführung überlassen wollte. Die Erhöhung hätte dem Bund CHF
100 Mio. und den Kantonen rund CHF 330 Mio. Mehreinnahmen pro Jahr beschert. Eine
Minderheit Fetz (sp, BS), die Dividenden zu 100% besteuern wollte, war in der kleinen
Kammer indes chancenlos. Wenig überraschend stimmten die Standesvertreter mit 35
zu 6 Stimmen bei 4 Enthaltungen einem Kommissionsantrag, die Kantonsanteile an der
direkten Bundessteuer statt nur auf 20,5 direkt auf 21,2% zu erhöhen, zu. Dadurch
sollten die Kantone zusätzlichen Spielraum zur Senkung der kantonalen
Gewinnsteuersätze erhalten. Dem Bund gingen dadurch rund CHF 150 Mio. jährlich
verloren. Eine weitere Differenz schuf der Ständerat im Bereich des Steuerabzugs von
Aufwendungen für Forschung und Entwicklung. Mit 25 zu 19 Stimmen hiess er einen
Antrag seiner WAK-SR gut, die sogenannte Inputförderung auf 150% der F&E-Mittel zu
begrenzen. Die Kommission wollte damit der Gefahr einer Nullbesteuerung und eines
zu starken kantonalen Steuerwettbewerbs begegnen. Ohne Erfolg blieb indes der Antrag
einer Minderheit Germann (svp, SH), die eine zinsbereinigte Gewinnsteuer in die
Vorlage aufnehmen wollte. Die Bedenken der Kommissionsmehrheit zur internationalen
Akzeptanz einer solchen Massnahme und zu den drohenden Mindereinnahmen bei
Bund (CHF 270 Mio.) und Kantonen (CHF 350 Mio.) teilten in der ersten Beratungsrunde
30 der 44 abstimmenden Ständeräte. Dies passte zum Grundtenor der ersten
ständerätlichen Beratungsrunde, das "Fuder nicht überladen" zu wollen. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2015
DAVID ZUMBACH

Noch bevor sich die Räte ein zweites Mal mit dem Bundesgesetz über die
Unternehmenssteuerreform III (USR III) auseinandersetzen konnten, ereignete sich
Wegweisendes: Die Wirtschaftskommission des Ständerats (WAK-SR) präsentierte im
April 2016 einen Kompromissvorschlag. Dieser sah im Kern eine USR III mit der vom
Nationalrat unterstützen zinsbereinigten Gewinnsteuer, den vom Ständerat
propagierten Kantonsanteilen an der direkten Bundessteuer von 21,2% und einer
Teilbesteuerung der Dividenden von mindestens 60% vor. Die Steuererleichterungen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.05.2016
DAVID ZUMBACH
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für Schifffahrtsunternehmen (Tonnage-Tax), die der Nationalrat in die Vorlage
aufgenommen hatte, wollte die WAK-SR indes ausklammern und zu einem späteren
Zeitpunkt separat weiterverfolgen. Da bei der Frage der Teilbesteuerung von
Dividenden - beide Räte hatten sich für die Beibehaltung des geltenden Rechts
ausgesprochen - keine Differenz bestand, musste, bevor der Kompromissvorschlag in
den Ständerat geschickt werden konnte, die Wirtschaftskommission des Nationalrats
(WAK-NR) in diesem Punkt einen Rückkommensantrag gutheissen. Dies tat sie aber
nicht. Mit 15 zu 10 Stimmen sprach sie sich gegen eine Harmonisierung bei der
Teilbesteuerung von Dividenden aus. Die USR III solle den Kantonen, so die WAK-NR,
möglichst offen lassen, wie sie auf die Abschaffung der kantonalen Steuerstati reagieren
möchten. Die WAK-SR zeigte sich enttäuscht über die fehlende
Kompromissbereitschaft. Ständerat Zanetti (sp, SO) sprach im Namen der Kommission
gar von einem Affront. Fortan waren die Beratungen von taktischen Entscheidungen
und verhärteten Fronten geprägt. So lehnte der Ständerat die Einführung der
zinsbereinigten Gewinnsteuer auf überdurchschnittlich hohem Eigenkapital mit 26 zu
19 Stimmen ab. Die Tonnage-Tax klammerte er mit 31 zu 14 Stimmen aus der USR III aus
und überführte sie in eine eigene Vorlage, die er zur weiteren Prüfung an den
Bundesrat zurückwies. Bei den Kantonsanteilen an der direkten Bundessteuer hielt der
Ständerat mit 29 zu 13 Stimmen an der Differenz fest. Kurze Zeit später tat dies auch
der Nationalrat, der sich überdies erneut mit 129 zu 56 Stimmen bei 3 Enthaltungen für
die zinsbereinigte Gewinnsteuer aussprach. Dafür folgte die grosse Kammer dem
Ständerat bei der Tonnage-Tax, die damit definitiv nicht mehr Teil der Vorlage war, und
lenkte überdies bei der Inputförderung ein, indem sie die maximalen Abzüge für
Forschung und Entwicklung auf 150% der tatsächlichen Kosten beschränkte. Ein Antrag
einer Minderheit Jans (sp, BS), die auf die Teilbesteuerung von Dividenden
zurückkommen wollte, wurde mit 54 zu 127 Stimmen abgelehnt. In der dritten
Beratungsrunde gipfelten die strategischen Ränkespiele in einem Vorschlag der
ständerätlichen Wirtschaftskommission, Kantonen, die Dividenden zu mindestens 60%
besteuern, die Einführung einer zinsbereinigten Gewinnsteuer zu erlauben. Der Antrag
der WAK-SR sorgte dann auch für heftige Reaktionen. Ruedi Noser (fdp, ZH), der gegen
eine Anpassung der Dividenbesteuerung war, sah den Anstand in Bezug auf den Umgang
der Kommissionen geritzt, da man den abgewiesenen Rückkommensantrag so einfach
umgehe. Christian Levrat (sp, FR), der gegen die Einführung einer zinsbereinigten
Gewinnsteuer Stellung bezogen hatte, sprach seinerseits von einem Verstoss gegen das
Parlamentsgesetz. Am Ende war die WAK-SR dann doch erfolgreich. Ihr Antrag wurde
mit 22 zu 20 Stimmen bei 2 Enthaltungen angenommen. Und auch im Nationalrat
vermochte das Gewinnsteuer-Teilbesteuerungs-Paket zu überzeugen und wurde mit
122 zu 64 Stimmen bei 4 Enthaltungen angenommen. Die SP und die Grünen hatten es
geschlossen abgelehnt. Zudem hatten sich 11 Vertreter der SVP dagegen ausgesprochen.
Auch bei den Kantonsanteilen an der direkten Bundessteuer kam der Nationalrat dem
Ständerat entgegen und stimmte einer Erhöhung auf 21,2% mit 140 zu 49 Stimmen bei
einer Enthaltung zu. Damit waren alle Differenzen bereinigt und die Vorlage bereit für
die Schlussabstimmung. 3

Noch in der Wintersession bereinigte auch der Ständerat die zwei
Kommissionsmotionen (Mo. 17.3706 sowie 17.3665) zum Verzicht auf die Revision des
Steuerstrafrechts. Dabei erklärte Pirmin Bischof (cvp, SO) offen, dass die verfahrene
Situation der Volksinitiative „Ja zum Schutz der Privatsphäre”, die vom Nationalrat
zweimal zur Annahme und vom Ständerat zweimal zur Ablehnung empfohlen worden
war, Grund für diese Motionen sei. So sei die Initiative gemäss den Initianten aufgrund
dieser angestrebten Revision des Steuerstrafrechts eingereicht worden. Entsprechend
gebe es Signale des Initiativkomitees, wonach dieses bei einem Verzicht auf diese
Vorlage seine Initiative zurückziehen würde. Roberto Zanetti (sp, SO) ergänzte die
bereits in der Nationalratsdebatte geäusserten Argumente gegen den Verzicht auf die
Revision um den Hinweis, dass 21 Kantone in der Vernehmlassung die Notwendigkeit
einer Revision bejaht hätten. Auch wenn die veraltete Vorlage somit abgeschrieben
werden würde, seien die formaltechnische Optimierung und die Bekämpfung von
Steuervergehen „weiterhin auf dem Tisch”. Stillschweigend nahm der Ständerat im
Anschluss die beiden Motionen an. Somit verzichtete das Parlament schliesslich nach
langen Diskussionen auf eine Revision des Steuerstrafrechts. Die Andeutungen und
Ankündigungen, wonach ein solcher Verzicht die Initianten der „Matter-Initiative”
beeinflussen könnte, erwiesen sich kurz darauf als richtig: Im Januar 2018 zogen die
Initianten ihre Initiative mit der Begründung zurück, durch den Verzicht auf die Revision
des Steuerstrafrechts ihr Hauptziel auf Gesetzesebene erreicht zu haben. 4

MOTION
DATUM: 12.12.2017
ANJA HEIDELBERGER
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Stillschweigend folgte der Ständerat im Sommer 2014 seiner einstimmigen WAK und
schrieb mit Folgegeben zum Bundesratsbericht «Ökologische Steuerreform» die
Motion Studer (evp, AG; Mo. 06.3190) ab. Kommissionssprecher Roberto Zanetti (sp/ps,
SO) legte dem Rat die Meinung des Bundesrates und der Kommission dar, wonach bei
zentralen Fehlanreizen bereits Massnahmen in Angriff genommen worden seien und
weitere Anpassungen besser in spezifischen Revisionen angegangen werden sollten.
Stillschweigend und diskussionslos folgte im Herbst 2014 auch die grosse Kammer
diesem Votum und schrieb die Motion ab. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.09.2014
MARCO ACKERMANN

1) AB SR, 2016, S. 43 ff.; Medienmitteilung WAK-SR vom 26.1.15
2) AB SR, 2015, S. 1254 ff.; Medienmitteilung WAK-SR vom 19.11.15; NZZ, TA, 15.12.15
3) AB NR, 2016, S. 1028 ff.; AB NR, 2016, S. 839 ff.; AB SR, 2016, S. 245 ff.; AB SR, 2016, S. 425 ff.; Medienmitteilung WAK-NR
vom 20.4.16; Medienmitteilung WAK-SR vom 13.4.16; Medienmitteilung WAK-SR vom 3.5.16
4) AB SR, 2017, S. 955 ff.; NZZ, SGT, TA, 8.12.17; NZZ, 13.12.17; WoZ, 14.12.17; LT, NZZ, TA, TG, 10.1.18
5) AB NR, 2014, S. 1677; AB SR, 2014, S. 598
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